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Die Ueberwindung der Arbeitslosigkeit 


Von Oldekoop, Vizeadmiral z. D. 


Johannes Lubahn veröffentlichte in der „Heimſtätte“ 
Nr. 8 vom Auguſt 1930 unter dem Titel „Arbeitsbe— 
ſchaffung — Unſere Forderung an den neuen Reichstag“ 


einen Aufſatz, worin er einen Weg weiſt, der nach menjch | 


licher Vorausſicht unfehlbar zu dem ſeit langem geſuchten 
Ziele führt, die in Deutſchland herrſchende Arbeitsloſigkeit 
zu überwinden. 


Dieſer Weg beſteht darin, die für die Arbeits⸗ 


loſigkeit unproduktiv ausgegebenen Gel- 
der jo um zugeſtalten, daß ſie die Eigen- 
ſchaft von Arbeitslöhnen annehmen und ſo 
imftande ſind, nützliche Werte zu ſchaffen. 
Es wird dadurch nicht nur tatſächliche Arbeit geleiſtet und 


der Erwerbsloſigkeit erfolgreich entgegengetreten, ſondern 


es werden dabei auch jene Gelder geſpart, die andernfalls 
der Erwerbsloſigkeit zufallen. Die geleiſtete Arbeit ſelbſt 
tritt in der Weiſe hierbei in Erſcheinung, daß Heim- 
ſtätten, und zwar „Wohnheimſtätten im Sinne des 
Reichsheimſtättengeſetzes vom 10. 5. 1920“ geſchaffen wer- 
den, deren Beſtimmung es iſt, der noch immer unter 
der Wohnungsnot leidenden Bevölkerung leiblich und 
wirtſchaftlich geſunde Wohnverhältniſſe zu ſchaffen und 
damit gleichzeitig der Arbeitsloſigkeit inſofern entgegen- 
zuwirken, daß die Heimſtätten ſelbſt und der damit ver⸗ 
bundene Garten mit Kleinviehzucht in ihrer Pflege Ar— 
beitsleiſtungen beanſpruchen, die andernfalls brach liegen 
und ungenutzt verloren gehen. 

Es wird ein Weg gezeigt, der die entwürdigende 
und ſittlich verderblich wirkende, dabei für ihren 
Zweck unzureichende Arbeitsloſenunterſtützung in Arbeits⸗ 
lohn verwandelt und in dieſer Geſtalt nutzbringende Ar— 
beit, und zwar von höchſtem Werte, leiſtet, wie ſie eben 
in der Errichtung von Heimſtätten klar vor Augen tritt. 
Dieſe aber wirken wiederum inſofern produktiv, als ſie 
den Familien, inſonderheit den kinderreichen, geſunde 
Lebensbedingungen ſchaffen, den Frauen ein ihrer natür⸗ 
lichen Beſtimmung entſprechendes Tätigkeitsfeld zuweiſen, 
das ſie abhält, ihren Verdienſt außerhalb des Hauſes zu 
ſuchen, dem Manne aber die Möglichkeit erſchließen, ſeine 
Mußeſtunden in Nutzen ſchaffender Weiſe zu verbringen 
und dabei den ſo nötigen Ausgleich ſeiner körperlichen 
und ſeeliſchen Kräfte zu finden. 

Als Beiſpiel möge folgende Betrachtung dienen: 
Würden wir 100 Millionen Mark Reichsanleihe als 
Lohnſumme anſehen und würde dieſe Summe in Höhe 
von je 1000 RM. halbjährlich oder 170 RM. monatlich 
als Lohn zur Auszahlung gebracht, ſo könnten mit dieſer 

100 000 00 a 2 
Summe 10600 100000 Arbeiter während 


einer Zeitdauer von 6 Monaten mit Arbeit 


verſorgt werden, würden damit den Arbeits- 
markt entſprechend entlaſten und gleichzeitig 
produktive Werte ſchaffen. Dazu würde die 
während dieſer Zeit fällige und auszuzahlende Er⸗ 
werbsloſenfürſorge, wenn die letztere zu 80 RM. 
monatlich oder 480 RM. halbjährlich angenommen wird, 
in Höhe von 6 x 80 x 100 000 = 48 Millionen 
Reichsmark n geſpart und könnte zur Entlaſtung des 
Haushaltes oder zu anderweit nützlichen Zwecken ver- 
wandt werden. 

Die Arbeitsleiſtung ſelbſt aber wirkt ſich dahin aus, 
daß für die geſamte Summe von 100 Millionen Reiche: 
mark Heimjtätten der gedachten Art errichtet würden. 
Veranſchlagt man dabei die Koſten der einzelnen Stelle 
und zwar des Wohnhauſes, ohne den dazugehörigen 
Grund und Boden, zu etwa 14000 RM. und ſieht 
für jede einzelne derſelben einen ſtaatlichen Zuſchuß in 
Form eines zinsloſen Darlehns von 9000 RM. vor, ſo 
beläuft ſich die Zahl der zu errichtenden Heimſtätten auf 
RR — rund 11000 geimſtätten. 

Es würden alſo für die verfügbare Summe von 100 
Millionen Reichsmark 11000 Familien und damit 45 
bis 50000 Menſchen in geſunde Verhältniſſe verpflanzt 
und gleichzeitig ihnen die Möglichkeit erſchloſſen werden, 
ſich wieder zu wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit und gejell- 
ſchaftlichem Anſehen emporzuarbeiten. Wenn zudem der 
Heimſtätte ein halber Morgen Land zugegeben wird, wie 
dies bei den auf Grund des preußiſchen Rentengutgeſetzes 
von 1890/91 errichteten Arbeiterrentengütern (preuß. Mi⸗ 
niſterialerlaß vom 8. 1. 07) der Fall iſt, ſo bietet dieſes 
Stück kulturfähigen Landes in Verbindung mit Klein⸗ 
viehzucht dem Inhaber ein jo reichhaltiges Maß nutz⸗ 
bringender Arbeit, daß er in Zeiten geſchäftlichen Nie⸗ 
derganges auch ohne ſtaatliche Unterſtützung in der Lage 
iſt, ſich vor äußerſter Not zu ſchützen. Die Koſtenberech⸗ 
nung der einzelnen Heimſtätte würde ſich dabei in fol- 
gender Weiſe geſtalten: 

Die Baukoſten des Hauſes, alſo ohne das dazugehö— 
rige Gelände, betragen RM. 14000, davon in Abzug zu 
bringen der ſtaatliche Zuſchuß von RM. 9000, bleiben 
RM. 5000 als die zu verzinſende Schuld. Der Zinsfuß, 
zu 8 c gerechnet, gibt als jährliche Rente RM. 400, dazu 
die Tilgung der Geſamtſchuld von RM. 14000 mit 1% 
— RM. 140. Die jährliche Leiſtung würde ſomit be⸗ 


tragen: 400 -+ 140 = 540 RM. oder monatlich RM. 45. 
Hinzu träte dann allerdings noch die Verzinſung der 
Grundſtückskoſten oder der Erbbauzins, falls der Grund 
und Boden, wie dies anzuſtreben wäre, in der Form des 
Aber dieſe Koſten laſſen 
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Erbbaurechts abgegeben wird. 


Ergebnisse auf Seite 7 und 8 
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ſich auf ein Windeſtmaß zurückführen, wenn rechtzeitig 
Maßnahmen getroffen werden, die geeignet ſind — wie 
dies in dem Lubahn'ſchen Bericht näher ausgeführt wor⸗ 
den iſt —, der künſtlichen Wertſteigerung und Verteue— 
rung des Bodens durch Bodenſpekulation einen Riegel 
vorzuſchieben. Geſchieht dies nicht, dann allerdings fällt 
der Heimſtättenbau und mit ihm der ganze hier vorlie= 
gende Plan der Arbeitsloſigkeits-Ueberwindung in ſich 
zuſammen. Entſchließt man ſich aber im Sinne dieſes 
Vorſchlages dazu, der Bodenſpekulation kraftvoll ent⸗ 
gegenzutreten, ſo bietet hierfür der „Entwurf zu 
ei nem Wohnheimſtättengeſetz“, und zwar im 
weſentlichen in dem Wortlaut, wie er von dem „Stän⸗ 
digen Beirat für Heimſtättenweſen beim 
Reichsarbeitsminiſterium“ beſchloſſen und unter 
dem 17. 10. 1928 veröffentlicht worden iſt, die beſte und 
ſicherſte Handhabe. !) 

Dieſer Geſetzentwurf, der durch Beſchluß der National- 
verſammlung vom 10. 5. 1919 veranlaßt und bereits 
zweimal (!) vom Reichstage angefordert worden iſt, 
ſchaltet die Bodenſpekulation vollkommen aus, indem er 
die Gemeinden verpflichtet, den für Heimſtätten benötigten 
Boden zu ſeinem natürlichen und rechtmäßigen Werte zur 
Verfügung zu ſtellen und ihnen zu dem Zweck ein be⸗ 
grenztes, feſt umſchriebenes Vorkaufs⸗- und Enteignungs⸗ 
recht an dem unbebauten Gelände des Gemeindebezirks 
einräumt, ſoweit es nicht anderweit erworben werden 
kann. Das Wohnheimſtättengeſetz iſt der Schlüſſel zu 
dem die Grundrechte des deutſchen Volkes umſchließenden 
Artikel 155 der Reichsverfaſſung und dem aus ihm hervor⸗ 
gegangenen „Reichsheimſtättenrecht“. 

Wer alſo die Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit in 
Deutſchland als ein dringendes Gebot der Stunde erkannt 
hat, und den Lubahn'ſchen Weg, der zu dieſem Ziele 
führt, zu gehen entſchloſſen iſt, muß auch den andern Weg 
gehen, der die Beſeitigung der Bodenſpekulation, als des 
ſchlimmſten Schadens am Körper des deutſchen Volkes, 
fordert! 

Gehen wir nun von einem Geſamteinkommen aller 
ſteuerpflichtigen Perſonen Deutſchlands für 
1929, das auf 40 Milliarden Reichsmark ge⸗ 

chätzt wird, aus. Wenn von dieſer Summe eine 
Reichshilfe in Höhe von 21% % des Einkommens erhoben 
wird, ſo ergibt dies den Betrag von etwa 
1000 Millionen Reichsmark. Wird dieſe Summe 
für die Zwecke der Arbeitsbeſchaffung zur Verfügung 
geſtellt, was entſchieden gerechter und auch einträglicher 
wäre, als die durch Beſchluß des Schlichters im Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium feſtgeſetzte Lohnkürzung der Metall— 
arbeiter um 8% und die vollkommen einſeitige Kürzung 
des Einkommens der Beamten um 6%, jo wäre es 
möglich, unter den gleichen Vorausſetzungen wie vor— 
hin, eine Willion Arbeitsloſe zu nützlicher Be⸗ 
ſchäftigung ein zuſetzen. Gleichzeitig wür⸗ 
den an Fürſorgegeldernerſpart und ander⸗ 
weit verwandt werden können etwa 480 Mil⸗ 
lionen Reichsmark und an Heimſtätten wür⸗ 
den errichtet werden können: rund 110000 
Heimſtätten. 

Aber das nicht allein. Es tritt hinzu, daß die auf⸗ 
gebrachte Summe in Höhe von 1 Williarde Reichsmark 
keineswegs unter Verzicht auf Rückzahlung — gewiſſer— 


maßen 115 geſchenkweiſe — ausgegeben wäre; viel⸗ 
mehr fließt dieſe Summe durch Tilgung von 1% 
allmählich in die Staatskaſſe zurück, von wo ſie in 
Form von Steuererleichterung oder von notwendigen 
Kulturarbeiten der Bevölkerung wieder zugewandt werden 
könnte. Auch iſt zu berückſichtigen, daß die der Arbeit 
wieder zugeführten Perſonen dem Reiche wieder 
Steuern zahlen, Beiträge für Krankenkaſ⸗ 
ſen und die ſonſtige ſoziale Fürſorge leiſten 
und auchd adurch zur Entlaſtung des öffent⸗ 
lichen Haushaltes beitragen. Und endlich darf 
nicht unerwähnt bleiben, daß die Koſten für die zu er⸗ 
richtenden Heimſtätten ohne ſtaatliche Zuſchüſſe gedeckt 
werden, mithin Mittel aus dem Aufkommen der Haus⸗ 
zinsſteuer, wie dies gegenwärtig bei dem ſtaatlich unter⸗ 
ſtützten Wohnungsbau der Fall iſt, nicht benötigt werden. 
Dieſe Gelder können alſo in umſo beträchtlicherer Weiſe 
den zur endgültigen Bekämpfung der Wohnungsnot nö- 
tigen Baumitteln zugewendet werden. 

Betrachtet man hiernach das vorliegende Bild in allen 
ſeinen Einzelheiten, jo ſieht man, daß von der aufge⸗ 
brachten Summe 1000 Millionen Reichsmark — 
ſchlechterdings nichts verloren geht als lediglich die Zinſen 
dieſer Summe, und auch dieſe nur für die Dauer ihrer 
Tilgung. Demgegenüber aber wird erreicht, daß nicht 
nur der Arbeitsloſigkeit in überaus wirkſamer Weiſe ge⸗ 
ſteuert worden iſt, große Summen an Fürſorgegeldern, die 
nahezu die Hälfte des Einſatzes, der urſprünglichen Sum⸗ 
me, betragen, geſpart, das Wirtſchaftsleben von neuem in 
Gang geſetzt und der Wohnungsnot wirkſam entgegen⸗ 
gearbeitet worden iſt, ſondern daß auch in den Heim- 
ſtätten mit ihren kultivierten Gärten produktive Werte 
geſchaffen worden ſind, deren tatſächlicher und ideeller 
Wert nach Lage der Verhältniſſe gar nicht überſchätzt 
werden kann. 5 

Bislang ſind an die Oeffentlichkeit nur Vorſchläge 
zur Behebung der Arbeitsloſigkeit herangebracht worden, 
die mehr oder weniger auf ſtaatliche Unterſtützung oder 
Subvention nach der einen oder anderen Richtung hin⸗ 
ausliefen. Das Uebel kann durch ſie nicht an der Wur- 
zel erfaßt werden; hierauf aber kommt es an, wenn der 
Krebsſchaden der Arbeitsloſigkeit, der das Mark unſeres 
Volkes verzehrt, wirklich beſeitigt werden ſoll. Die wei— 
teſten Kreiſe in Deutſchland ſind von der Ueberzeugung 
durchdrungen, daß es ausgeſchloſſen iſt, die ungeheure 
und beſtändig wachſende Zahl der Arbeitsloſen je wieder 
in Handel und Gewerbe oder in der Induſtrie unter- 
zubringen. Auf der anderen Seite ſtehen in Deutſchland, 
namentlich im Oſten, weite Flächen mangelhaft und un⸗ 
vollkommen genutzten Bodens offen und bedürfen nur 
eines Aktes der Geſetzgebung, wie er ſeine Begründung 
im Artikel 155 der Reichsverfaſſung und im Veichsheim⸗ 
ſtättenrecht gefunden hat, um tauſenden von Familien 
Heimat, Unterkunft und produktive Arbeit zu bieten. 

Der Lubahn'ſche Vorſchlag, geſtützt auf den „Ent⸗ 
wurf zu einem Wohnheimſtättengeſetz“, wie 
er gegenwärtig der Reichsregierung vorliegt, bietet die 
Handhabe, nicht nur das Geſpenſt der Arbeitsloſigkeit zu 
bannen, ſondern mehr noch: der Nation ein an 
Körper und Geiſt mit dem mütterlichen Bo⸗ 
den neu verbundenes und geſundes Men⸗ 
ſchengeſchlecht zuzuführen. 


Wohnheimsfäffengesefz und Reichsfag 


In der Auguſtnummer der „Heimſtätte“ veröffent- 
lichten wir einen Aufſatz „Unjere Forderung an den neuen 
Reichstag“. Wir forderten, daß die Reichstagsabgeord— 
neten im neuen Reichstag einen Initiativ-Antrag zu 
Gunſten des Wohnheimſtättengeſetzes einbringen ſollten. 
Der Aufſatz iſt in über 50 Zeitungen nachgedruckt wor— 
den. Unſere Freunde im Reiche find mit Ueberreichung 
des Aufſatzes an die Spitzenkandidaten herangetreten, 
mit der Bitte um Stellungnahme, ob ſie gewillt ſind, 
den Initiativ⸗Antrag zu unterſtützen. Von den zahl- 


9 Vgl. Entwurf eines Wohnheimſtättengeſetzes. Geſchichte, 
Text, Begründung. 50. Tauſ. Preis 1,50 RN. Berlin, 
R. Hobbing- Verlag. a 
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reichen Antworten, die meiſtens in zuſtimmendem Sinne 
eingegangen ſind, wollen wir einige veröffentlichen: 

A. Nemmele, Winiſter, S. P. D.: 

„Auf die Anfrage wegen meiner Stellung zur 
Frage der Wohnheimſtätten erwidere ich höflichſt, daß 
es in der Sozialdemokratiſchen Fraktion Sitte iſt, daß 
alle Anträge an den Reichstag vom Fraktionsvorſtand 
ausgehen. Meine Fraktion ſteht bekanntlich der Hei m⸗ 
ſtätten bewegung ſympatiſch gegenüber. Glei⸗ 
ches gilt für mich.“ 

| J. Erſing, Zentrum: 

„Meine Stellung zu den Forderungen der Boden⸗ 
reformer — ich bin ſelber Mitglied — iſt be⸗ 
kannt. Wenn der neue Entwurf für das Wohn- 
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lea aa 5 tz dem früheren Entwurf entſpricht, unter⸗ 
tütze i 

Deutſchnationale Volkspartei, Geſchäftsführendes 
Vorſtandsmitglied: 


Wer alſo die Arbeitsloſigkeit in Deutſch⸗ 
land wirklich von Grund auf bekämpfen will, darf | 
nicht darauf beſchränken, eine Löſung durch Belebung 
der Bautätigkeit in Angriff zu nehmen, ſondern 
muß von der verfehlten Tributpolitik ausgehen. Erſt 
nach Löſung dieſer Frage wird es auch möglich ſein, 
Wohnheimſtätten und dergleichen zu ſchaffen, die durch 
ein Geſetz allein, wenn die Wittel zur Durchführung 
fehlen, nicht geſchaffen werden können. — Richtig iſt 
aber unſerer Auffaſſung nach, daß man die Verſuche, 
möglichſt viel Wittel, die jetzt für die Arbeitsloſenhilfe 
aufgewandt werden, jo anzuſetzen, daß unter Verwen⸗ 
dung von Arbeitsloſen wirkliche Produktion geleiſtet 
wird, unterſtützt. Daß hierzu auch die Belebung 
der Bautätigkeit in allen ihren Formen gehört, 
bedarf keiner weiteren Erörterung.“ 


Miniſter a. D. Dr. Fehr, o. Hochſchulprofeſſor, 


Deutſche Bauernpartei: 

„Ihren Beſtrebungen ſtehen wir durchaus wohl- 
wollend gegenüber und werden wie ſeither alle die 
Angelegenheit fördernden Schritte unterſtützen.“ 

Dr. Nudolph Schneider. Deutſche Volkspartei: 

„Die Frage des Heimſtättengeſetzes iſt mir bekannt; 
fie hat unſere Fraktion der Deutſchen Volkspar⸗ 
tei im alten Reichstag wiederholt beſchäftigt. Ich habe 


mir auch bereits eine Sammlung der dazugehörigen 
Denkſchriften uſw. angelegt, und werde dieſer Frage 
auch im kommenden Reichstag meine größte Aufmerk- 
ſamkeit entgegenbringen. Natürlich vermag ich nicht, 
Ihnen jetzt eine Erklärung abzugeben, ob ich einen 
Initiativantrag mit unterſchreiben würde. Denn in 
allen Reichstagsfraktionen beſteht die feſte und not⸗ 
wendige Praxis, daß jeder Abgeordnete darüber erſt 
ſeine Fraktion zu fragen hat. Bitte, haben Sie die 
Liebenswürdigkeit, nach der Wahl einmal an mich 
heranzutreten und mir über Ort und Zeit einer Unter⸗ 
redung einen Vorſchlag zu machen.“ 
Deutſche Staatspartei: 

. Die Hauszinsſteuermittel ſollen unter Berück- 
ſichtigung der ſchwierigen Finanzlage von Ländern und 
Gemeinden in zunehmendem Umfange dem Wohnungs⸗ 
bau zugeführt werden. Die Verabſchiedung eines 
Wohnheimſtättengeſetzes nach dem Vorſchlage 
des „Ständigen Beirats für Heimſtätten⸗ 
weſen beim Reichsarbeitsminiſterium“ 
werden wir fördern ...“ 

Nationalfogialififche Deutſche Arbeiterpertei: 

. . Für die Verabſchiedung eines Wohnheime 
ſtatkengeſetzes nach dem Vorſchlage des „Stän⸗ 
digen Beirats für Heimſtättenweſen beim 
Reichsarbeitsminiſterium“ haben wir uns 
wiederholt klar und eindeutig im Reichstag ausge⸗ 
ſprochen ...“ 

Wann kommt die Tat?! 


Milliardengeschenke an den Hausbesitz? 


Von Johannes Lubahn. 


Das Reichskabinett hat einen „Wirtſchafts⸗ und 
Finanzplan der Reichsregierung“ veröffentlicht. Dieſe 
Veröffentlichung iſt noch kein Geſetz. Die Reichsregierung 
beabſichtigt aber, entſprechende geſetzliche Vorlagen dem 
Reichstag demnächſt vorzulegen. 

Wie ſieht dieſer Finanzvlan aus? Uns intereſſiert 
hier nur alles, was mit der Neuregelung der Wohnunas⸗ 
wirtſchaft zu tun hat. Vor der Reichstagswahl hat die 
Reichsregierung durch Notverordnung als Arbeits- 
beſchaffungsprogramm ein zuſätzliches Baupro— 
gramm des Reiches an die Oeffentlichkeit gebracht. Durch 
dieſes zuſätzliche Bauprogramm ſtellt die Reichsregierung 
100 Millionen Mark zur Verfügung. Nach den Nicht: 
linien zu dem zuſätzlichen Bauprogramm will man nur 
Kleinſtwohnungen mit einer Wohnfläche von 32— 45 qm, 
bei kinderreichen Familien bis 60 qm, unterſtützen. 
32 qm heißt Stube und Küche. 

Man ſollte meinen, daß wir in unſerem Vaterlande 
genügend ſolcher Kleinſtwohnungen bereits beſitzen. Seit 
einem Menſchenalter, unter Führung von Dr. Adolf 
Damaſchke weiſen die Bodenreformer ſtändig auf das 
fürchterliche Wohnunaselend in Deutſchland hin. Sind 
die Zahlen, die in vielen hundert Verſammlungen und 
in vielen Aufſätzen veröffentlicht wurden, ſo ſchnell wieder 
vergeſſen? 

Das „Statiſtiſche Jahrbuch der deutſchen Städte“ 
brachte auf Grund der amtlichen Wohnungszählung vom 
2. Dezember 1905 eine Aufſtellung von „übervölkerten“ 
Wohnungen. Es verſtand darunter nur Wohnungen, die 
entweder gar kein heizbares Zimmer oder nur ein 
heizbares Zimmer hatten und dauernd von ſechs oder 
mehr als ſechs Perſonen beſetzt ſind, oder ſolche Woh⸗ 
nungen, die zwei heizbare Zimmer aufwieſen und dauernd 
von elf und mehrals elf Menſchen beſetzt werden. 
Solche „Wohnungen“ gab es in jener Zeit des Reich⸗ 
tums in: 

Leipzig 3987, Königsberg i. Pr. 4630, Hamburg 5662, 

Breslau 6876, Chemnitz 7457, Berlin 2 A0. 

Man multipliziere dieſe Zahlen mit mindeſtens 6, 
um zu wiſſen, wieviel Menſchen in dieſer fürchterlichiten! 
Enge leben mußten. Man braucht auch nicht gerade Mit⸗ 
alied der Reichsregierung zu fein, um zu wiſſen, daß 
durch dieſes Wohnunoselend unſer Volk geiſtig und kör⸗ 
perlich auf das gröbſte gefährdet iſt. Wehe denen, die 
religiöſe, ſoziale, ſittliche Forderungen erheben und da⸗ 
neben daran mithelfen, dieſes Wohnungselend zu ver⸗ 
größern! 
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Jetzt will man dieſes unſoziale Bauprogramm noch 
erweitern. Im Finanzplan der RVeichsregierung ſteht: 
„Die Reichsregierung wird die Linie der Wohnungsbau- 
politik, die in ihrem zuſätzlichen Bauprogramm des Jah⸗ 
res 1930 aufgezeichnet iſt, grundſätzlich weiterverfolgen“. 
Das neue Programm will u. a. die Finanzierung wie 
folgt vornehmen: 1. 400 Millionen Veichsmark ſollen aus 
Hauszinsſteuermitteln zur Verfügung geſtellt und aus⸗ 
ſchließlich in den Orten dringendſten Wohnungsbedarfs 
eingeſetzt werden, 2. weitere 400 Millionen Reichsmark 
ſollen im Wege der Einzelbeleihung oder durch Anleihe 
aufgebracht werden. 

Der Plan ſagt weiter, daß die Verwendung öffent⸗ 
licher Mittel für den Wohnungsbau im Rahmen des 
Geſamtplans bis zum 1. April 1936 im weſentlichen ab⸗ 
gebaut werden ſoll. Ferner entnehmen wir wörtlich fol- 
gende Stelle: „Die auf dem Gebiete des Wohnungsbaues 
und der Siedlung durchgeführten Maßnahmen geitatten 
es dann auch, die Wohnungszwangswirtſchaft weiter zu 
lockern und ſchließlich ganz aufzuheben. Das Reichs⸗ 
mietengeſetz (die zwangsweiſe Feſtſetzung der Miete) und 
das Mieterſchutzgeſetz (der Kündigungsſchutz) ſollen als⸗ 
bald für ſolche Räume aufgehoben werden, für die das 
Wohnungsmangelgeſetz (die Zwangsbeſchlagnahme von 
Wohnungen) nicht mehr gilt. Hiervon ſollen jedoch die 
bisherigen Mieter nicht betroffen werden; die Aufhebung 
ſoll nur erfolgen, ſoweit dieſe Räume frei und neu ver⸗ 
mietet werden. Außerdem ſind gewiſſe Lockerungen des 
Mieterſchutzes vorgeſehen, insbeſondere ſoll künftig die 
Berufung auf die geſetzliche Miete nach einmal getroffener 
Vereinbarung in beſtimmten Fällen ausgeſchloſſen ſein. 
Die endgültige Aufhebung des Wohnungsmangelgeſetzes 
ſoll am 1. April 1934 erfolgen; das Reichsmietengeſetz 
und das Mieterſchutzgeſetz ſollen am 1. April 1936 end⸗ 
gültig außer Kraft treten. Bis dahin wird eine Rege- 
lung getroffen werden, durch die im allgemeinen bürger— 
liche Wietrechte, die unter ſozialen Geſichtspunkten berech⸗ 
tigten Anſprüche der Mieter, geſichert werden.“ 

Iſt es denn wirklich notwendig. darauf hinzuweiſen, 
wie die Hauszinsſteuer uſw. entſtanden iſt? !) Durch die 
Inflationsgeſetze hatten wir bis auf wenige Ausnahmen 
eine Umwertung aller Werte erhalten. Der Hausbeſitz 
behielt ſeinen realen Wert. Die HHpothefengläubiger 


1) Vgl. Miniſterialrat Dr. Hoppe ⸗ Dresden: „Was 
ſoll aus der Hauszins⸗ (Gebäude⸗Entſchuldungs⸗) Steuer 
werden?“ Preis 0,50 RM. Bodenreform⸗Verlag. 
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mußten ſich mit einer geringen Abfindung zufrieden ge- 
ben. Da die große Hypothekenſchuld des Haus- und 
Grundbeſitzes weſentlich geſtrichen wurde, wäre bei einer 
zwangsloſen Wohnungswirtſchaft eine ungeheure 
Bereicherung der Hausbeſitzer eingetreten. Aus die⸗ 
ſem Grunde wurden die Wietpreiſe geſetzlich geregelt und 
die Hauszinsſteuer eingeführt. Die Hauszinsſteuer zahl- 
ten bei der Neuregelung nicht die Hausbeſitzer, ſondern die 
Mieter. Ein erheblicher Teil der Hauszinsſteuer wurde 
für öffentliche Finanzzwecke verwendet. Etwa 800 Willi⸗ 
onen Mark Hauszinsſteuermittel jährlich floſſen dem Woh— 
nungsneubau zu. Für die meiſten Wohnungen, die neu 
gebaut wurden, wurden aus dieſen Mitteln gering ver⸗ 
zinsliche Hauszinsſteuerhypotheken bereitgeſtellt. 


Wenn jetzt anſtatt 800 Millionen Mark nur 400 Wil⸗ 
lionen Mark Hauszinsſteuermittel dem Wohnungsbau 
zur Verfügung geſtellt werden ſollen, ſo muß dadurch eine 
ungeheure Einſchränkung des Wohnungsbaues eintreten. 
Ein ſchwacher Troſt iſt es, wenn die Reichsregierung wei⸗ 
tere 400 Millionen Mark vom freien Markte beſchaffen 
will» Sit dieſe Beſchaffung jetzt jo einfach? Jedermann 
weiß, welch hohe Zinſen jetzt für Fremdkapital gezahlt 
werden müſſen! Durch die gewaltſame Kürzung der 
Hauszinsſteuerhypotheken wird einfach der Baumarkt auf 
das ſtärkſte gedroſſelt. Vor der Neuwahl des Reichstages 
gab man 100 Millionen Wark als zuſätzliches Baupro— 
gramm mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß dieſe 100 
Millionen Mark der Arbeitsbeſchaffung dienen 
ſollen. Jetzt nimmt man 400 Willionen Mark aus den 
laufenden Mitteln für die Wohnungsherſtellung heraus. 
Wie will man dies in der Zeit der größten Arbeitsloſigkeit 
rechtfertigen? 


Unter dem heutigen Bodenrecht wird man die vor— 
geſehenen Kleinſtwohnungen nur im Hochhaus errichten 
können. Haben wir nicht genügend Mietkaſernen? Wenn 
wenigſtens die Reichsregierung den Mut hätte, ſofort 
den vom „Ständigen Beirat für Wohnungsweſen beim 
Veichsarbeitsminiſterium“ ausgearbeiteten Entwurf zu 
einem Wohnheimſtättengeſetz vorzulegen. Dann 
könnte die „Kleinſtwohnung“ auch als „Kleinſthaus“ ent- 
ſtehen, als Kernbau einer Heimſtätte in einem Garten. 
Das Kleinſthaus könnte dann leicht in beſſeren Zeiten 
vergrößert werden. Wenn aber durch die jetzigen Boden⸗ 
ſpekulationspreiſe der Gartenboden teurer iſt als der 
Kleinſtbau, iſt die beſcheidenſte Wohnheimſtätte einfach 
ausgeſchloſſen. Durch das Wohnheimſtättengeſetz würde 
die Reichsregierung im Laufe eines Jahres weit mehr 
als 100 Millionen Mark Unkoſten bei Errichtung von 
Heimſtätten erſparen. Dieſe Erſparnis kommt dem ar- 
beitenden Volke, der Neubautätigkeit und der geſamten 
Volkswirtſchaft zugute. 


Weshalb kommt das Wohnheimſtättengeſetz nicht? 
Der berühmte „Intereſſenten haufen“ ſtemmt ſich 
dem entgegen. Wir wiſſen, daß es zurzeit bei den poli= 
tiſchen Gegenſätzen äußerſt ſchwer iſt, in Deutſchland zu 
regieren. Deshalb ſoll den leitenden Perſonen kein Vor- 
wurf gemacht werden. Wir müſſen uns aber ehrlich klar 
machen, wer in Wirklichkeit regiert. Stammt der Finanz⸗ 
plan in den Teilen, die wir erläutert haben, vom Reichs- 
kanzler oder vom Reichsfinanzminiſter? Nein! Die 
Veichsregierung wird immer den Parteien und Kräften 
Konzeſſionen machen, die ſie glaubt, zum Zuſammenhalt 
der Reichsregierung zu benötigen. Zur Reichsregierung 
gehört zurzeit der kleine, aber mächtige „Intereſſen⸗ 
ten haufen“: die Wirtſchaftspartei. Die Wirt⸗ 
ſchaftspartei vertritt in ſtärkſter Weiſe die Intereſſen der 
Terrain⸗ und Maſſenmiethausbeſitzer. Bei einem Zwangs⸗ 


abbau der Wieterſchutzgeſetzgebung fallen den Hausbe⸗ 
ſitzern Milliarden⸗Werte in den Schoß. Die 
Hypothekengläubiger zur Zeit der Inflationsgeſetze und 
heute die Mieter ſind die Leidtragenden! Wird das deut⸗ 
ſche Volk es dulden, daß in Zeiten der größten Not ſolche 
Geſchenke gemacht werden?! Wir ſagen nein! Eine 
ſolche Geſetzgebung wird und darf nicht vom Reichstag 
angenommen werden. Anſer deutſches Volk kann zwar 
viel ertragen, aber eine Grenze beſteht! Die Wirtſchafts⸗ 
partei zählt 23 Abgeordnete. Der Reichstag, der 
ſich von einer ſolchen Gruppe beherrſchen 
läßt, wird vom Volke für alle Zeit verur- 
teilt werden! 

Was ſoll nun mit den zurzeit erſparten jährlich 400 
Millionen Hauszinsſteuermitteln geſchehen? Im Finanz⸗ 
plan der Reichsregierung gibt das Kapitel „Realſteuerſen⸗ 
kung“ eine Erklärung: „Durch die neue Methode der Fi— 
nanzierung im Wohnungsbau wird aus dem bisher für 
den Wohnungsbau verwendeten Teil der Hauszinsſteuer 
ein Betrag von etwa 400 Willionen Mark frei. Dieſer 
Betrag ſoll für die Senkung von Steuern, und zwar der 
Realjteuern, verwendet werden. Vorgeſchlagen wird eine 
Senkung der Gewerbeſteuer um 20 % und der Grund— 
ſteuer um 10%. Weiter heißt es in dem Plan: 
„Die Länder ſollen die Möglichkeit haben, beim Haus⸗ 
beſitzanſtelle der Grundſteuer die Hauszins⸗ 
ſteuer entſprechend zu ſenken“. Wenn bisher 
die Grundſteuer erhöht wurde, wurden zugleich die Wielen 
erhöht. In Wirklichkeit trugen alſo die geſtiegenen Grund— 
ſteuern bisher die Mieter, ebenſo wie die Hauszinsſteuer 
von den Mietern getragen wurde. Wenn jetzt alſo die 
Hauszinsſteuer entſprechend der Ermäßigung der Grund— 
ſteuer geſenkt wird, dann hat der Wieter nach wie vor die 
alte Miete zu zahlen. Den Vorteil hat ausſchließlich der 
Hausbeſitzer. Ohne Gegenleiſtung ſoll alſo hier 
den Hausbeſitzern ein Vorteil zugeſchanzt werden. Letzten 
Endes wird dadurch die Grundrente der Haus- und 
Grundbeſitzer erhöht. Die Bodenreformer haben immer 
und immer wieder auf dieſe Zuſammenhänge hingewieſen. 
Es gibt heute einfach keine Rechtfertigung 
dafür, daß man in dieſer Zeit des größten 
Wohnungselends und der größten Arbeits⸗ 
loſennot im Jahre 400 Millionen Mark 
Hauszinsſteuermittel in dieſer Weiſe ver⸗ 
ſchenken will! Wir haben den feſten Glauben, daß 
dieſer ſo verderbliche Teil des Finanzierungsplans der 
Reichsregierung von ihr ſelbſt zurückgezogen wird. Wenn 
nicht, dann wird und muß das Volk ſich dagegen auf⸗ 
lehnen! Gerechtigkeit iſt Weisheit und die Ungerechtigkeit 
iſt der Völker Verderben! 


* * * 


Wir bringen von den zahlreichen Proteſten der Bau- 
ſachverſtändigen einige Auszüge zum Abdruck: 

Der Hauptvorſtand deutſcher Baugenoſ⸗ 
ſenſchaften, die Spitzenorganiſation von etwa 3000 
gemeinnützigen Bauvereinen, erhebt nachdrücklich Proteſt 
gegen die in der kürzlichen Verlautbarung der Reichsre— 
gierung mitgeteilten Pläne über die Finanzierung der 
künftigen Neubautätigkeit. . ..“ 

Zentralvorſtand des Bundes deutſcher 
Mietervereine: 

„. . . Das Wohnungsprogramm der Reichsregierung 
iſt ein für die geſamte Wirtſchaft gefahrdrohendes Stück- 
werk, das der Reichstag in grundlegender Weiſe ver— 
beſſern muß, will nicht auch er in Verkennung der Aus⸗ 
wirkungen des Regierungsprogramms Wohnungsnot, 
Wohnungselend und Arbeitsloſigkeit in Deutſchland ver— 
ewigen.“ 


Gefahren bei Bausparkassen 


Von Studienrat Dipl.-Ing. A. Künkler, Köln⸗Kriel. 


Im auffälligen Gegenſatz zu dem Darniederliegen 
des geſamten Wirtſchaftslebens ſteht dis Aufblühen der 
Bauſparkaſſen. Die vorhandenen Bauſparkaſſen ſcheinen 
nicht mehr auszureichen, dauernd erſcheinen neue auf der 
Bildfläche. Das iſt merkwürdig und verdächtig. Oder 
ſind die neuen Kaſſen beſſer als die alten und werden 
deshalb bevorzugt? Tauſende von Vertretern bereiſen das 
Land, um Mitglieder zu werben, und fie haben faſt durch⸗ 
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weg vollen Erfolg. Sie weiſen nach, daß nach kurzer 
Witgliedſchaft, oft ſchon nach einem halben Jahr, nam⸗ 
hafte Beträge — bis zu M. 30000, — — an einen 
Sparer ausgezahlt worden ſind. Die Auszahlungsliſten 
werden vorgelegt und die Leiſtungen ſind für den Laien 
in der Tat erſtaunlich. Kein Wunder, daß immer neue 
Mitglieder zuſtrömen und daß feld feine nien hell⸗ 
hörige Leute auf den Gedanken verfallen, eine neue Bau⸗ 
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ſparkaſſe zu gründen. Will jemand ſeine teuren HHypo= 
theken ablöſen, jo iſt der Eintritt in ſolche Kaſſe tat⸗ 
ſächlich ein glänzendes Geſchäft, wenn er nach einem 
halben Jahr ſein Kapital erhält. 

Man muß ſich nur über die Kritikloſigkeit der Men⸗ 
ſchen wundern. Die Bauſparkaſſen können na⸗ 
türlich auch kein Geld aus der Erde ſtampfen 
und können nur die Beträge auszahlen, die 
ſie vorher eingenommen haben. Wenn einzelne 
Sparer ein glänzendes Geſchäft dabei machen, ſo ſollte 
es doch klar ſein, daß andere benachteiligt oder gar be= 
trogen werden. Bauſparer! Biſt Du ſicher, daß Du 
nicht zu den letzteren gehörſt? 

Wie ich täglich erfahre, kreten auch Beamte ſolchen 
neuen Gründungen bei, weil ſie bei dieſen ſchneller zu 
ihrem Kapital zu kommen hoffen, als bei der Beamten⸗ 
Bauſparkaſſe. Es dürfte daher zweckmäßig ſein, den 
Werdegang einer Bauſparkaſſe zu beleuchten, ſoweit er 
durch natürliche Entwicklungsbedingungen beeinflußt wird. 
Wir gründen eine ſolche Kaſſe. Zunächſt wird natur⸗ 
gemäß die Anzahl der neuen Witglieder in gleichen Zeit⸗ 
räumen wachſen. Nachdem ein Höhepunkt erreicht iſt, 
fällt der Mitgliederzugang (nicht die Mitgliederzahl). Daß 
dieſes Zurückgehen notwendigerweiſe einmal einſetzen muß, 
wird mir der Leſer am Schluß meiner Ausführungen be⸗ 
ſtätigen müſſen. Im günſtigſten Fall hat die Kaſſe 
ſpäter einen ſtetigen, aber kleineren, Zugang und bleibt 
beſtehen. Im ungünſtigſten Falle treten keine neuen 
Mitglieder bei und die Kaſſe geht langſam ein. 

Wir nehmen zunächſt den erſten Fall an. Nach zwei 
Jahren ſoll die Höchſtzahl der Witgliederzugänge erreicht 
ſein und im 6. Jahr ſoll ſie ſtetig geworden ſein. Wir 


nehmen folgende vierteljährlichen Zugänge an: 
1. Jahr 50 70 80 85 
22 95 95 100 100 
8. 100 95 95 90 
3 80 70 60 50 
5 40 35 30 25 
25 20 20 20 


6 

uſw. gleichbleibend 20 

Um die Rechnung einfach zu geſtalten, nehmen wir 
an, daß die neuen Mitglieder alle zu Beginn eines DVier- 
teljahres eintreten und alle monatlich RM 33,33, d. ſ. 
im Vierteljahr RM. 100,—, ſparen. Die Sparzeit ſoll 
für alle zehn Jahre dauern, ſo daß jeder ein Kapital von 
RM. 1000, — erhält. Zinſen, Verjiherungs- und Un- 
koſtenbeiträge werden nicht berückſichtigt, weil fie den na⸗ 
türlichen Entwicklungsgang nicht beeinfluſſen. Wir neh— 
men ferner an, daß die Kaſſe am Ende eines jeden Vier- 
teljahres die Kapitalien auszahlt und zwar in der Reihen- 
folge des Eintritts, bis der Kaſſenbeſtand erſchöpft iſt. 
Die Berechnung iſt in nachſtehender Tabelle durchgeführt 
worden. Um die Ueberficht nicht zu umfangreich werden 
zu laſſen, ſind nicht alle Jahre wiedergegeben. Die Rede 
nung iſt aber jo einfach, daß jeder die Tabelle ergänzen 
kann. Zu bemerken iſt noch, daß im 11. Jahr die im 
1. Jahr eingetretenen Mitglieder abzuziehen find, weil 
ihre Sparzeit abgelaufen iſt. 
—— — 


Esser 3 
> 2 2 8 Mit⸗ ee Auszahlungen Reſt | Warte 
> E 28 8 alieder⸗ »Reſt in in | on in zeit in 
3 JE Ss zahl Tauſend [Tauſd. Sparer Nr.] Tauſd.] Jahren 
1. | 50 50 5 4 1 1 74 
1.] 2. 70 120 | 12-1 12 2—4 1 1½ 
3. so | 200 | 20-H 20 5—9 1 20 
4. 85 285 |28,5+1 28 10—16 | 15 23/4 
[ 95 | 38] 3815 36 | 175 | 35 | su 
„2. [95 | 455 |a75+t35| 48 | 3-37 3 | 31% 
HB RLUO 575 157,5-43 60 38—52 0,5 4 
4. | 100 | 675 |675405| 68 53 69 — | au 
1. 25 [1470 | 147 73,5] 148 424460 25 | 6 
6 2. [ 20 1499 142.5 148 461—497 35 | ew 
3. 20 | 1510 151435] 152 498535 25 | 6 
4. 20 | 1530 1532.5 156 5365744 — 6 
II 20050) 1820 | 182 180 125512990 2 | 5 
11.J 2. 2070) 1770 | 177 [176 15001344 3 | 5 
. [2oc-8o)| 1710 | 17148 | 172 1344-1386 2 | 5 
4. |20(-85)] 1645 [164,52 | 164 1387-1527 2,5 5 
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Uns intereſſieren die durch dieſe Aufſtellung ſich erge⸗ 
benden Wartezeiten, die ſich jeweils für das erſte in jedem 
Vierteljahr eintretende Witglied wie folgt berechnen: 

Eintriitsjahr Vierteljahr Wartezeit 15 Jahren 
115 4 
1½ 
2¼ 
23/4 
31a 
3a 
4 
4½ 
43/4 
6 
61/2 
61/4 
53/4 
5a 
5la 
10. 5 
folgende 5 gleichbleibend 


Der Kaſſe fällt es alſo nicht ſchwer, in der erſten Zeit 
ihres Beſtehens die Kapitalien außerordentlich frühzeitig 
auszuzahlen und dieſe Scheinerfolge als 2551 zu 
benutzen. Aber der Glanz muß naturnotwendig bald ver— 
blaſſen. Die Wartezeit nimmt zu und damit läßt die 
Werbekraft nach. Je ſtürmiſcher der Witgliederzugang iſt, 
um jo empfindlicher werden die ſpäter eintretenden Mit⸗ 
glieder geſchädigt. Keinem neuen Mitglied kann 
geſagt werden, wie lange es warten muß, da 
die Wartezeit von dem ſpäteren Mitglie- 
derzuwachs abhängig iſt. 

Noch viel ſchlimmer wird die Entwicklung, wenn der 
Kaſſe eines Tages keine neuen Witglieder mehr zuſtrömen. 
Auch dieſen Fall wollen wir unterſuchen. Es werden 
folgende Mitgliederzugänge angenommen: 


Se 
erregen 


1.—3. Jahr wie im erſten Fall 
4. 7 80 70 50 0 
5. ” fein Zugang mehr 

Es ergeben ſich hierbei folgende Wartezeiten: 
Eintrittsjahr Vierteljahr Wartezeit in Jahren 

1 wie im eriten Fall 

2. alla 

33/4 
41/4 
43/4 
Alla 
53/4 
6 
6⁰ 
7 7⁴ 
75/4 
82 
5 10 

Am Ende des 14. Jahres hat die Kaſſe feine Mit 
glieder mehr. Daß alle die heute beſtehenden und noch 
kommenden Bauſparkaſſen dauernd beſtehen bleiben, kann 
niemand annehmen. Die kommende Kriſe iſt unabwend— 
bar. Glücklich iſt dann der, welcher ohne Haare zu laſſen 
aus der Sache herauskommt. 

In vielen Fällen wird man ſagen können: „Die 
Erſten haben den Rahm abgeſchöpft und den Letzten 
beißen die Hunde“. b 

Auch die Beamten-Bauſparkaſſe wird bei ihrem neuen 
Zuteilungsverfahren infolge der natürlichen Entwicklung 
die erſte Hälfte des Kapitals relativ frühzeitig auszahlen. 
Später eintretende müſſen länger warten. Aber hier wird 
jede Ungerechtigkeit bei der Auszahlung der 2. Hälfte 
voll und ganz beſeitigt. Das Nähere darüber iſt den 
Leſern dieſes Blattes bekannt. Die Beamten ⸗Bau⸗ 
ſparkaſſe kann eine Min deſtwartezeit ga= 
rantieren. Sie iſt die einzige mir bekannte 
Bauſparkaſſe, die in jeder Beziehung ge⸗ 
recht iſt und kein Mitgliedenttäuſchen wird. 
Sie kann die kommenden Dinge ruhig abwarten. 


Plauen. Am 22. September fand in Plauen im Reftau- 
rant Tunnel eine gut beſuchte Verſammlung der Bauſparer 
von Plauen und Umgebung ſtatt. Stadtrat a. D. Dr. Fi ſcher, 
unſer Generalvertreter für den Freiſtaat Sachſen, hielt einen 
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eingehenden Vortrag über „Ge Se nwärtige Aufgaben 
und Organiſation der BBS.“ Die anſchließende Aus⸗ 
ſrrache brachte eine große Anzahl von Fragen und ins⸗ 
beſondere auch organiſatoriſche Anregungen. Anſchließend 
wurde eine Ortsgruppe für Plauen und Umgebung gebildet. 
Man wählte zum 1. Vorſitzenden Herrn Lehrer Kurt 
Weber, Plauen, Neundorfer Grenzweg 3 und zum 2. Vor⸗ 
5 Herrn Lehrer A. R. Neubauer, Plauen, Sedan— 
raße 2. 
Kaſſel. Am 11. September wurde für Kaſſel und um- 
gung eine Ortsgruppe der Bauſparer der Beamten 
auſparkaſſe gegründet. Der Vorſtand iſt folgendermaßen zu— 
jammengejeßt; 
Borfi ender: Stadtoberbauführer Ludwig Keßler, 
Kaſſel, Zwehrener Weg 46. 
Schriftführer: Keichsbahnoberſekr. Heinrich Ki⸗ 
witt. 
Kaſſenwart: Oberfeuerwehrmann Heinrich Gilfert. 
Beiſitzer: Selegr.-Bauführer Karl Klappmann. 


Die Monatsverſammlungen finden ſtatt an 
jedem 2. Donnerstag im Monat, abends 8 Uhr, in der 
„Achenbachklauſe“. 


Sohannes Lubahn wird demnächſt Vorträge halten in: 

Eberswalde: Bezirkskartell Brandenburg des Deutſchen Be— 
amtenbundes, Sonntag, den 19. Oktober, 2.30 Uhr nachm., 
Stadttheater. 

Neumünſter: Beamtenbaugenoſſenſchaft e. m. b. H., Neu⸗ 
münſter, Ende Oktober 1930. 

Zehdenick: Ortskartell Zehdenick und Umgebung des deutſchen 
Beamtenbundes am 2. November 1930, nachmittags 4 Uhr, 
im „Ratskeller“, Zehdenick. 

Berlin⸗ Johannisthal: Reichs⸗Heimſtätten⸗Siedlung Johannis- 
thal E. V. am Wontag, den 3. November 1930, abends. 

Saarbrücken: Beamtenbund des Saargebietes am 6. November 
1930, vorausſichtlich um 15.30 Uhr. 

Küſtrin: Deutſcher Beamtenbund Ortskartell Küſtrin am Mon⸗ 
tag, den 24. November 1930, abends 8 Uhr, im großen 
Saal des Reſtaurants „Hohenzollern“. 


Was sagen die Sparer der Beamtenbauspar Kasse? 


Verw.⸗Sekr. K., Berlin: 

Es iſt mir nun doch möglich, mein Streben, zum eigenen 
Heim zu gelangen (ſeit 1910 beſitze ich die Bauſtelle), der 

ollendung entgegenführen zu können und damit meiner Fa⸗ 
milie und den weiteren Nachkommen eine traute Heimat in 
unſerem geliebten Vaterlande hinterlaſſen zu können. Hat mir 
die Abtragung der Bauſtellenkoſten auch manche Einſchrän⸗ 
kung auferlegt, ſo bin ich infolge der Arbeit auf derſelben 
von jeglichem unnützen Tun bewahrt geblieben. 

Wein innigſter Wunſch iſt, daß ſich noch viele Gleich⸗ 
geſinnte in der Beamtenbauſparkaſſe vereinigen und dadurch 
ſich ſelbſt, wie dem geliebten Vaterlande, ein bleibendes Denk— 
mal ſetzen möchten. 

e K., Trosdorf / Bay.: 

In meiner hellen ze babe ih als alter Bodenreformer 
gleich in der heutigen Konferenz des ſehr großen Bezirkslehrer— 
vereins Bamberg-Land von meiner glücklichen Ausloſung 

Mitteilung gemacht, mich zu jeder Aufklärung bereit erklärt 


und ein Referat über die Vorteile und die Sicherheiten der 


Beamtenbauſparkaſſe angemeldet. 


Poſtſchaffner B., Altona: 

Früher als ich erwartet habe, überraſchte mich die freudige 
Nachricht meiner Ausloſung von 8000 Mark. Nun kann ich 
Ihnen auch mitteilen, daß ich mein neues Heim ſchon bis zum 
Verputz fertig habe und daß das Geld mir tatſächlich ſehr 
erwünſcht kommt, wofür ich Ihnen nochmals meinen beſten 
Dank ſage. 

Lehrer i. R. E., Dresden. 

Ich glaube, ohne die Beamtenbauſparkaſſe würde mein 
Lebenswunſch, auf eigenem Boden auf Ruheſitz wohnen 
zu können (wenn ich es auch aus gewiſſen Gründen jofort 
auf meinen Sohn ſchreiben, mir lebenslang unfündbares 
Wohnrecht gegen Tragung aller Verpflichtungen und In— 
ſtandſetzung vertraglich ſichere) - und mit Mutter Erde 
wieder verbunden zu werden, wohl kaum je erfüllbar 
geworden ſein. Alſo nochmals herzlichſten Dank! 

Schuldirektor G., Schmalkalden. 

Erhielt Ihr Schreiben vom 6. 10. und bin erfreut, daß 
ich mit einem Betrage von 8000 Mark ausgeloſt worden bin. 
Meine Kündigung vom 29. 9. ziehe ich hiermit zurück, da ich 
mit einer ſo baldigen Ausloſung nicht gerechnet hatte und 
mir die 8000 Mark von der ſicheren Beamtenbauſparkaſſe 
lieber ſind, als die mir von einer anderen Sparkaſſe in Aus⸗ 
ſicht geſtellten zinsloſen Gelder. 

Hauptlehrer St., Karlsruhe: 

it ſehr großer Freude las ich heute morgen, daß ich 
am 4. Oktober 1930 mit einem Betrage von 8000 Mark aus⸗ 
gelojt wurde. 

Ich danke Ihnen herzlichſt für dieſe Mitteilung. Weine 
Freude iſt natürlich umſo größer, da ich am 1. Oktober d. 5 
bereits in mein neues, ſchönes Eigenheim einziehen konnte. 
Es wäre mir ohne die Beamtenbauſparkaſſe nicht möglich 
geweſen, mir und meiner Familie ein Heim zu ſchaffen 
(Vorzeitiges Darlehen von der Beamtenbank Karlsruhe.) 
Meiner Freude aber auch meiner Dankbarkeit gegenüber der 
Bauſparkaſſe kann ich natürlich nur in beſcheidenen Worten 
Ausdruck geben; aber ich fühle jetzt erſt recht, welche ſegens⸗ 
reiche Einrichtung die Beamtenbauſparkaſſe iſt. Ich habe 
Herrn Manz gegenüber kürzlich geäußert, daß ich nie ſo gern 
etwas bezahlt habe, bzw. bezahle, als die Raten an die 
Beamtenbauſparkaſſe. Jede neue Nate macht einem Freude. 
Es iſt mir deshalb ein Bedürfnis, immer wieder in Beamten⸗ 
kreiſen auf die Bauſparkaſſe gelegentlich hinzuweiſen. Ich habe 
Herrn Manz die Erlaubnis (freiwillig und unaufgefordert) 
gegeben, jederzeit mit Intereſſenten der Beamtenbauſparkaſſe 
mein neues Heim zu beſichtigen und ich hoffe, daß es mir 
gelingt, viele neue Witglieder zu werben. 5 
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lee e e K., Brieg: 

Ihre freundliche 3000 W daß ich am 4. Oktober d. J. 
mit der Summe von 3000 Mark ausgeloſt worden ſei, hat mich 
und meine Familie hocherfreut. Selbſtverſtändlich werde ich 
im Kreiſe meiner Kollegen, welche die Errichtung einer Heim— 
ſtätte planen, neue Witglieder werben. 

Allen, die ſich für die Schaffung der Bauſparkaſſe be- 
müht haben, ſpreche ich hierdurch meinen beſten Dank aus. 
Möge ſie recht vielen Kollegen eine Netterin in der Not 
werden. 

Lehrer T., Büßleben: 


Ich danke Ihnen für Ihre freundliche Zuſchrift und freue 
mich, endlich aus der Geldfamalität heraus zu fein. Haus- 
kauf, Hochzeit der Tochter, Möbelausſteuer, ein wenig viel — 
eigentlich ſehr viel für kleine Verhältniſſe — auf einmal; nun 
kann ich den Finanzrieſen wenigſtens für meine Verhältniſſe 
bezwingen; alſo „vielen Dank“. Durch Weiterempfehlung der 
Bauſparkaſſe werde ich ihn in die Tat umſetzen. 

Lehrer C. Kraftſolms: 

Ihre Mitteilung vom 6. d. Ms. überraſchte mich heute 
morgen. Sie können ſich denken, daß die Freude groß iſt. Ich 
hoffe, den geſunden Gedanken der Beamtenbauſparkaſſe weiter 
tragen und Ihnen nach Möglichkeit neue Mitglieder zu- 
führen zu können. Jedem Deutſchen ſein Heim, dann wird es 
von ſelbſt anders in unſerem Vaterlande. 

Stadtſelr. W., Mühlhauſen Thür. 

Endlich werden wir alle Sorgen los und können unſere 
Bauſchulden tilgen. Vor allem hört nun die dauernde Bettelei 
bei Ihnen, die mir ſelbſt immer ſehr unangenehm war, auf. 


Lehrer F., Helmsdorf, Thür.: 


Tauſendfältigen herzinnigen Dank und Gott Vergelts! 
für die Freudenbotſchaft. Erlöſungsworte aus ſchwerer 
Drangſal! 5 

Daß ich weiter für die Beamtenbauſparkaſſe arbeiten 


werde, ja meine Kräfte verdoppeln, iſt ſelbſtverſtändlich. Iſt 
doch dieſes Inſtitut in Wahrheit ein ſegenſpendendes und den 
ſelbſtloſen Leitern ſollte man die Hände drücken. Es iſt wirklich 
zu bedauern, daß noch viele Beamte abſeits ſtehen. Nein — 
alle Mann auf Deck! Einer für alle, alle für einen! Dann 
muß es in der Beamtenſchaft voran gehen, und mancher be⸗ 
rechtigte Vorwurf würde unterbleiben, wenn man bei dieſer 
Beamtenbauſparkaſſe Sparer würde und ſich Pfennige der 
Not anſammelte. 

Lehrer G., Königsberg i. Pr. 

Dieſe Witteilung war mir eine ganz unerhoffte große 
Freude, ſie kam gerade in dem Augenblicke, wo ich faſt die 
Hoffnung aufgegeben hatte, die Zuſicherung der noch fehlenden 
Summe zur Ausführung meines Eigenheims in abſehbarer 
Zeit bekommen zu können. Sie werden verſtehen, wie dankbar 
und froh ich bin, und meine ganze Familie mit mir. — 
Schon jetzt hat Ihre Witteilung großen Eindruck gemacht auf 
unſere Siedlungsſreunde, von denen eine ganze Anzahl Beamte 
ſind, und ſie wird bald unter meinen Kollegen weiter wirken. 


Lehrer F., Zwönitz i. Sa.: ö 5 f 

Das regneriſche Wetter erlaubt es mir, endlich meinen 
lange ſchon vorgenommenen Plan, Ihnen zu ſchreiben, zur 
Ausführung zu bringen. Jetzt mußte ich aber jede freie Winute 
dazu verwenden, aus dem Bauplatze eine Gartenanlage zu 
ſchaffen. Bald haben es mein Frauchen und ich geſchafft. 
Seit 31. 7. 30 bewohnen wir unſer eigenes Heim. Es iſt ein 
ſeltenes Glücksgefühl, ſagen zu können: dies Fleckchen Erde 
iſt dein. Wir fühlen uns außerordentlich wohl und kommen 
uns wie neuvermählt vor. Wer hätte noch vor zwei Jahren 
eglaubt, daß wir ſo ſchnell eine Heimſtätte unſer eigen nennen 
Tonnen? Damals wollte ich von einem Hausbau noch nichts 
wiſſen, da ich nicht zeitlebens für Zinſen arbeiten wollte. Erſt 
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die Beamtenbauſparkaſſe wies mir den Weg, wie man doch 
nach einem ſolchen Ziele ſtreben und es raſch erreichen kann. 
Ohne dieſe ſegensreiche Einrichtung würde ich vielleicht nie 
oder erſt ſehr ſpät zu einer Heimſtätte gekommen ſein. Hoffent- 
lich erkennen noch recht viele Beamte, welche unſchätzbare, 
ſegensreiche Einrichtung Sie geſchaffen haben. Vielleicht geht 
vielen erſt ein Licht auf, wenn einmal die Altbau- den Neu— 
baumieten angepaßt ſind. Dann werden dieſe die erſten ſein, 
die jammern und barmen. Zu gern hätte ich Ihnen neue 
Sparer zugeführt. Den meiſten gefällt die Einrichtung der 
Beamtenbauſparkaſſe, ſie kennen auch den Wert eines Eigen- 
heims und beneiden einen darum, aber ſelbſt einen Sparent— 
ſchluß zu faſſen, dazu können ſie ſich nicht aufraffen. Ihre Rede 
iſt meiſt, daß ſie nicht auf alles verzichten möchten. Ja, wenn 
ſie doch gleich ein Haus geſchenkt erhielten! Mit großem Be— 
dauern höre ich ab und zu, daß gerade Beamte bei privaten 
Bauſparkaſſen ſparen. Das iſt ſo richtige Beamtenart. Sie 
glauben dort ſchneller zum Ziele zu kommen und ſind nicht 
zu bedauern, wenn ſie rechte Enttäuſchungen erleben müſſen. 


| 


Ja, gerade Berufsgenoſſen treten als Verſammlungsredner 
bei privaten Kaſſen auf, wie ich in den Zeitungen leſe. Dieſe 
Herren verſtehe ich nicht. Selbſt wenn unſere Kaſſe etwas un⸗ 
günſtiger als andere wäre, würde ich dieſer wegen des 
Hinterbliebenenſchutzes beitreten. In dieſem Umfange kann uns 
das keine andere Kaſſe nachmachen. Hoffentlich wächſt die 
Mitgliederzahl von Jahr zu Jahr. Die beamtenfeindlichen 
Pläne der Negierung ſind allerdings keine günſtigen Vor— 
bedingungen dazu. Ich werde bei jeder Gelegenheit auf die 
Vorteile unſerer Kaſſe hinweiſen. Da Sie ſicher reges Intereſſe 
an den Heimſtätten Ihrer Witglieder haben, lege ich eine erſte 
Aufnahme meines Häuschens bei. Von dem Ausbau aus 
haben wir einen entzückenden Fernblick. Die Sonne beſtrahlt 
alle Seiten. Man fühlt ſich wie in der Sommerfriſche. Da Sie 
zu unſerem Glücke beitrugen, ſind wir Ihnen jederzeit zu aufs 
richtigem Danke verpflichtet. Die Beamtenbauſparkaſſe möge 
recht wachſen und noch vielen, vielen Beamtenfamilien das 
Lebensglück bringen! Mein Heim iſt meine Welt und mein 
Paradies. 


Achte Zuteilung der Beamtenbausparkasse 


nach dem Auslosungsverfahren. 


Am A. Oktober 1930 fand die 8. Verloſung in den Räumen Lfd. Nr.: 


der Beamtenbauſparkaſſe in Anweſenheit des Notars, Juſtizrat 
Schuhmacher, und des Treuhänders, Geheimen Ober— 
regierungs- und Miniſterialrat Dr. Pauly vom Preuß. 
Winiſterium für Volkswohlfahrt, ſtatt. 

Die Zuteilung geſchah für diejenigen Abtretungsbeträge; 
die vom 1. Oktober 1930 bis 31. März 1931 auf Grund des 
Abtretungsverfahrens eingehen müſſen. 


Johannes Lubahn erklärte das Zuteilungsverfahren. Die 
gleichberechtigten Sparer waren in beſondere Zuteilungs- 
gruppen zuſammengefaßt. Innerhalb dieſer Gruppen entſchied 
das Los, das von nachſtehenden Herren des Aufſichtsrats und 
Vorſtandes der Beamtenbauſparkaſſe, des Heimſtättenamts und 
des Vorſtandes der Beamtenbank Winden (Weſtf.), die als 
Gäſte anweſend waren, gezogen wurde: Kugler, Nem⸗ 
mers, Liebow, Führer, Piller Wallis, Jo- 
hannes Lubahn. 


Zugeteilt wurden an 105 Sparer insgeſamt 645000 RM. 


Lfd. Nr.: Sparer: Betrag 

in RM. 
565 Lehrer K., Mommenheim 4.000 
566 Min.⸗Amtmann R., Berlin 7 000 
567 Poſtaſſ. a. W. H., Bad Nauheim 2 000 
568 Rb.⸗Selr. Sch., Büchen 1000 
569 Lehrer W., Darmſtadt 5 000 
570 Verw.⸗Selr. Sch., Pirna 1000 
571 Ob.⸗Inſp. P., Berlin 6 000 
572 Min.⸗Amtmann B., Berlin 4.000 
573 Oberlehrer W. Ansbach 8 000 
574 Steueraſſ. i. R. Sch., Bermatingen 2 000 
575 Hauptlehrer St., Karlsruhe 8 000 
576 Ob.⸗Poſtſch. M., Berlin 9 000 
577 Pfleger Sch., Konſtanz 4.000 
578 Stud.⸗Rat St., Darmſtadt 15 000 
579 Poſtinſp. Sch., Alſona 2 000 
580 Tel.⸗Inſp. 9, Mannheim 5 000 
581 Ob.⸗Maſch.⸗Mſtr. E., Plauen 4.000 
582 Lehrer S., Leihgeſtern 8 000 
583 Ob.⸗Poſtſch. a. D. Sch., Preeſt 3 000 
581 Ob.⸗Steuerſekr. H., Dresden 10 000 
585 Poſtaſſ. B., Landſtuhl 2 000 
586 Hauptlehrer B., Oberſchefflanz 6 000 
587 Lehrer M.. Augsburg 3 000 
588 Lehrer K., Weiterſtadt 1 000 
589 Hauptlehrer B. Herdiwangen 2 000 
590 Yöb.⸗Inſp. T., Podejuch 8 000 
591 Dipl.-Ing. N. Stollberg, Erzgeb. 6 000 
592 Eiſenb.⸗Sekr. i. R. W., Hößlinswarth 4.000 
593 RNeſ.⸗Lokf. L., Engelsdorf 5 000 
591 Poſtaſſ. M., Nürnberg 10 000 
595 Hauptlehrer K., Trosdorf 8 000 
596 Berufsſchullehrer V. Kötzſchenbroda 7 000 
597 Poſtaſſ. P., Düſſeldorf 5 000 
598 Ob.⸗Poſtſch. Sch., Rieſenburg 3 000 
599 Ob. ⸗Steuerſekr. O., Winſen Luhe 12 000 
600 Ob.⸗Poſtſekr. W., Freudenſtadt 15 000 
601 Städt. Sekr. St., Karlsruhe 1000 
602 Weichenwärter K. Neuhof 8 000 
603 Verw.⸗Ob.⸗Inſp. L., Stuttgart 6 000 
604 Weichenwärter Sch., Wiehe 2 000 
605 Lehrer Sch., Seligenſtadt 12 000 
606 Poſtſch. P., Neuenhain 8 000 
607 Zollaſſ. R., Selba 5 000 
608 Pol.⸗Hauptwachtmſtr. G., Baden-Baden 2 000 
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Sparer: Betrag 

in RM. 

609 Lehrer H. Bad Liebenſtein 8 000 
610 Ob.⸗Poſtſelr. G., Duisburg 15 000 
611 Eiſenb.⸗Ob.⸗Sch. L., Vienkerk 9 000 
612 Win.⸗Amts⸗Ob.⸗Gehilfe W., Darmſtadt 3 000 
613 Pol.⸗Hauptwachtmſtr. Sch., Plauen 1000 
614 Poſtſch. B., Altona 8 000 
615 Poſtaſſ. M., Hannover 15 000 
616 Reichsfinanzbeamter K., München 11000 
617 Poſtſch. W. Utting 1000 
618 St.⸗Inſp. 3. Braunſchweig 16 000 
619 Verw.⸗Sekr. St., Lörrach 8 000 
620 Ob.⸗Poſtſch. M., München 6 000 
621 Ob.⸗St.⸗Sekr. B., Düſſeldorf 6 000 
622 Ob.⸗St.⸗Selr. i. N. H., Berlin 2 000 
623 Steuerprakt. S., Düſſeldorf 8 000 
624 Steueraſſ. K., Greifswald 8 000 
625 Poſt⸗BVetr.⸗Aſſ. Sch., Kiel 2 000 
626 Eiſenb.⸗Aſſ. o. W. W., Weimar 4.000 
627 Poſtſch. Pl., Kiel 2 000 
628 St.⸗Sekr. G., Lich 10 000 
629 Poſtſch. L. Celle 4 000 
630 Oberlehrer K. Berlin 4.000 
631 Reg.⸗Ob.⸗Sekr. C., Budau 5 000 
632 Lehrer i. N. F., Helmsdorf 7 000 
633 Lehrer V., Crimderode 7 000 
631 Vet.⸗Nat i. N. M., Königsberg 7 000 
635 Ww. L. K., Steinwedel 3 000 
636 Stadt⸗Ob.⸗Sekr. M., Beuthen 3 000 
637 Hauptlehrer Sch. Bomſt 4.000 
638 Berufsichuldir. D., Godesberg 3 000 
639 Lehrer K. Altenburſchla 6 000 
640 Lehrer V. Schmittlotheim 3 000 
641 Lehrer R., Gilfershauſen 3 000 
642 Lehrer E., Zſchomegosda 6 000 
613 Lehrer T., Bußleben 4.000 
644 Lehrer a. D. L., Hökendorf 5 000 
615 Verm.⸗Ob.⸗Sekr. 9, Siegen 6 000 
646 Lehrer A. Waldſeite 6 000 
647 Staatl. Grubenſteiger M. Glatz 5 000 
6418 Prov.⸗Nentmſtr. B., Nitſchendorf 5 000 
649 Gelderheber B., Velbert 5 000 
650 Stadtaſſ. K. Berlin 2000 
651 Pol.⸗Hauptwachtmſtr. Sp., Mönkeberg 8 000 
652 Mag.⸗Sekr. M., Harburg 1000 
653 Lehrer Cl. Kraftſolms 8 000 
651 Staatsanw.⸗Nat H., Kiel 10 000 
655 Verw. ⸗Sekr. K. Berlin 1000 
656 Lehrer G., Königsberg 6 000 
657 Schuldir. G., Schmalkalden 8 000 
658 Bank⸗Ob.⸗Znſp. M., Berlin 12 000 
659 Stud.⸗Rat M., Glogau 13 000 
660 Pol.⸗Komm. B., Hersfeld 1 000 
661 Baupol.⸗Aſſ. B., Berlin 6 000 
662 Stud.⸗Nat Dr. B., Elberfeld 6 000 
663 Verw.⸗Ob.⸗Sekr. L., Demmin 8 000 
664 Stadtſekr. i. R. W., Mühlhauſen 2 000 
665 rg E., Ratibor 10 000 
666 Lehrer St.. Weſterholt 6 000 
667 Strafanſt.⸗Hauptwachtmſtr. K., Brieg 3000 
668 Ober⸗Landj. H., Obernigk 8 000 
669 Ob.⸗Stadtaſſ. i. N. E., Bad Pyrmont 6 000 
105 Sparer mit RM. 645 000 
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Erste Zuteilung der Beamtenbausparkasse 


nach dem Schlüsselzahlverfahren „Eigenheim“. 


Nach dem neuen Bauſparſyſtem „Eigenheim“ konnte 
unter Mitwirkung des ſtellv. Treuhänders, Dr. Adolf 


Damaſchke, und des Notars, Juſtizrat Rudolf Schu 
macher, die erſte Zuteilung vorgenommen werden. 

Die Geſchäftsführung der Beamtenbauſparkaſſe hatte 
auf Grund der Bücher (Karteien) die zur Zuteilung 
nach dem Bauſparſyſtem „Eigenheim“ berechtigten Spa⸗ 
rer in 10 Gruppen eingeteilt: 

a) 5 Gruppen bildeten diejenigen Sparer, deren 
Sparbeträge bei der Deutſchen Bau- und Bodenbank 
A.⸗G., Berlin, deponiert ſind. 

b) 5 Gruppen bildeten diejenigen Sparer, deren 
Sparbeträge bei der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt 
hinterlegt ſind. 

Die jeweiligen fünf Gruppen entſprechen den vorhan— 
denen fünf Tarifen. 

Zur Zuteilung gelangten diejenigen Beträge, die nach 
Maßgabe des Syſtems „Eigenheim“ als Pflicht⸗ und 
Sonderzahlungen bis zum 5. Oktober 1930 einſchließlich 
eingegangen waren. Ferner die von der Geſchäftsführung 
anteilmäßig errechneten Beträge, die aus der Ausloſungs⸗ 
maſſe für die übergetretenen Sparer zurückzufließen haben. 

Auf Grund der Unterlagen wurden jeweils die erſten 
Hälften der Vertragsſummen als zinsfreie Darlehen in 
folgender Weiſe zugeteilt: 


J. Sparer bei der Deutſchen Bau- und Bodenb ank. 


a) Tarif 5. Folgende ſechs Sparer, die ſämtlich die 
Höchſtſchlüſſelzahl 465 erreicht haben: 


Strafanſtalts⸗Sekr. G., Sebnitz Sa. 1500 
Stadtförſter B., Boitzenburg 2 000 
Ob.⸗Poſtſekr. G., Saalfeld 1000 
Techn. Ob.⸗Sekr. F., Kiel 2 000 
Poſtrat G., Köln 1000 
Ob.⸗Steuerſekr. H., Hof 2500 


b) Tarif 10. Folgende zwölf Sparer mit der Schlüſſel— 
zahl von 620 ab aufwärts: 


Ob.⸗Telegr.⸗Sekr. W., Siegen 3 000 
Win.⸗Amtmann Sch., Blu.⸗Frohnau 3 000 
Ob.⸗Poſtſchaffn. B., Moſigkau 1000 
Steuerſekr. N., Pirna 1000 
Poſtſchaffn. H., Großſachſen 2 500 
Ob.⸗Weichenwärter i. R. H., Niederjtriegis 1500 
Ob.⸗Poſtinſp. W., Döbeln 1 000 
Oberlehrer F., Ilmenau 3 000 
Ob.⸗Poſtſekr. B., Burg b. M. 3 000 
Neg.⸗Inſp. Sp., Hannover 1 000 
Betr.⸗Werkmſtr. Sch., Engelsdorf 1000 
Poſtſekr. K. Liegnitz 1000 


c) Tarif 15. Folgende vier Sparer mit der Schlüſſel— 
zahl von 3315 ab aufwärts: 


Poſtſchaffn. K. Schönau 1000 

eee 19 
affn. a. D. F., önermar 

Stadtrechner 5. Ueberlingen 2 500 


Nach dem 


Auslosungs-Verfahren 
find in 8 Derlofungen 

669 Sparer mit 4 233 000 Reichs-Mark 
ausgeloſt worden. 


Dazu kommen 
726 freie Darlehn mit 2 677 000 Reichs-Mark 


die ſich die Sparer gegen Verpfändung der Abtretungs⸗ 
rechte ſelbſt beſchafft haben. 


d) Tarif 20. Folgende fünf Sparer mit der Schlüſſel— 
zahl von 5549 ab aufwärts: 


Lokführer J., Paderborn 7 000 

Nangiermſtr. G., Wittenberg 2 000 

Pol.⸗Wachtmſtr. F., Anklam 2 500 

Ng.⸗Ob.⸗Sekr. K., Schladern 4.000 

Poſtſchafſn. W. Aue/W 3 500 
e) Tarif 30. Schlüſſelzahl 16 290. 

Lehrer G., Ankerode 2.000 


II. Sparer bei der Preußiſchen Landespfandbriefanitalt. 


a) Tarif 5. Folgende fünf Sparer, die ſämtlich die 
Höchſtſchlüſſelzahl 465 erreicht haben: 


Studienrat Dr. B. Herford W. 2 500 
Schulrat H.. Jüterbog 2 000 
Lehrer W., Lüneburg 2 500 
Hauptlehrer Sch., Godesberg 2 000 
Straßenmſtr. „ Herrnſtadt 1000 


b) Tarif 10. Fünf Sparer, mit der Schlüſſelzahl von 
1764 ab aufwärts: 


Ob.⸗ Feuerwehrmann D., Weſterregeln 2 000 

Schutzmann K. Neumünſter 1500 

Lehrer B. Wernigerode 4.000 

Bürgermeilter a. D. A., Schwetzingen 2 000 

Prof. M., Köln⸗Müngersdorf 4.000 
c) Tarif 15. Schlüſſelzahl 3014: 

Stud. Prof. H., Köln⸗Ehrenfeld 2 500 


d) Tarif 20. Folgende drei Sparer mit der Schlüſſelzahl 
von 4410 ab und aufwärts: 


Lehrer A., Billerbeck 2 000 

Techniker A. Köln⸗Holw. 1500 

Stadtſekr. W., Köln 5 000 
e) Tarif 30. Schlüſſelzahl 16 290: 

Hochſchul⸗Oberſekr. L., Zeuthen 2 000 
Es wurden an 13 Sparer zugeteilt RM. 102 000 


Wir können den Sparern des „Bauſparſyſtems Eigen⸗ 
heim“ heute die freudige Mitteilung machen, daß es der 
Beamtenbauſparkaſſe gelungen iſt, allen Sparern des 
neuen Syſtems in Höhe der erſten Hälfte ihres Darlehens 
einen Zwiſchenkredit zu verſchaffen, ſofern nach dem heu⸗ 
tigen Stande der Schlüſſelzahl die Wahrſcheinlichkeit vor- 
liegt, daß dieſe Sparer innerhalb der kommenden zwölf 
Monate zugeteilt werden. Die näheren Bedingungen 
für den Zwiſchenkredit werden dieſen Sparern durch be⸗ 
ſonderes Schreiben noch bekanntgegeben. Selbſtverſtändlich 
wird nach der Zuteilung der verzinsliche Zwiſchenkredit 
in ein zinsloſes Darlehen umgewandelt. Durch dieſen 
Zwiſchenkredit iſt die Möglichkeit gegeben, weiteren 
143 Sparern des neuen Sparſyſtems „Eigenheim“ 
Darlehen im Geſamtbetrage von ½ Million 
Mark zur Verfügung zu ſtellen. Da am 4. Oktober 
840 Sparer dem Bauſparſyſtem „Eigenheim“ beigetreten 
waren, konnten bereits 22 % der Sparer be⸗ 
friedigt werden. 


Nach dem 


Schlüsselzahl -Verfahren 


find bei der erften Zuteilung an 
43 Sparer 102000 Reichs- Mark 


zugeteilt worden. 


Dazu kommt 

ein Zwischenkredit für weitere 143 Sparer 
in Höhe von 500 OOO Reichs-Mark, 
den die Beamtenbauſparkaſſe beſchafft hat. 


Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Max Wagner. Verlag: Heimſtättenamt der 


Deutſchen Beamtenſchaft e. V. Sämtlich Berlin NW. 87, 1. Via 11. 
„Die Heimſtätte“ kann durch jedes Poſtamt zum Maße von 1,— M. 
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